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Vorwort

Aufgrund der zunehmenden Europäisierung des Kollisionsrechts musste das Handbuch
schon in der 3. Auflage nahezu vollständig neu gefasst werden. In Inhalt und Aufbau soll
es auch in dieser Neuauflage sowohl einen systematischen Einstieg in das IPR als auch
Antworten auf spezifische Fragen der Vertragsgestaltung geben und mit zahlreichen Fall-
beispielen, Formulierungshilfen und Praxishinweisen die konkrete Anwendung des Kollisi-
onsrechts in der Notar- und Gestaltungspraxis erleichtern. Dabei wurde daran festgehalten,
möglichst alle in der juristischen Beratungs- und Beurkundungspraxis interessierenden Re-
gelungsbereiche abzudecken.

Seit der Vorauflage sind erneut weitreichende Reformen sowohl durch den europäi-
schen wie den deutschen Gesetzgeber auf dem Gebiet des Kollisionsrechts in Kraft getre-
ten, die eine Neuauflage mit zahlreichen Änderungen und Aktualisierungen erforderlich
machen. Auf dem Gebiet der Rechtsgeschäftslehre ist insbesondere die Kodifikation des
IPR der Vollmacht in Art. 8 EGBGB durch Gesetz vom 11.6. 2017 (BGBl. I 1607) her-
vorzuheben, die zu einer grundlegenden Neubearbeitung von § 6 geführt hat.

Von überragender Bedeutung für dieses Handbuch ist ferner die Geltung der Europäi-
schen Verordnung zum internationalen Ehegüterrecht seit dem 29.1.2019. Während die
Vorauflage nur erste allgemeine Hinweise auf die künftige Geltung dieser Verordnung ent-
hielt, bildet ihre Anwendung in der rechtsgestaltenden Praxis nunmehr einen Schwer-
punkt des neu gefassten § 9. Dies gilt insbesondere für die güterrechtliche Rechtswahl, die
seit dem 29.1.2019 nur noch in den Schranken und in der Form der Art. 22, 23 Eu-
GüVO getroffen werden kann. Demgegenüber gilt die objektive Anknüpfung des Güter-
rechtsstatuts nach Art. 26 EuGüVO gemäß Art. 69 Abs. 3 EuGüVO nur für nach diesem
Stichtag geschlossene Ehen. Für die große Zahl der vor dem 29.1. 2019 geschlossenen
Ehen verbleibt es hingegen bei der Fortgeltung des inzwischen aufgehobenen Art. 15
Abs. 1 EGBGB iVm Art. 14 EGBGB aF. Aus diesem Grunde war auch das autonome
deutsche internationale Ehegüterrecht, das noch für Jahrzehnte praktische Bedeutung be-
halten wird, weiterhin darzustellen.

Aufgrund ihres weiten sachlichen Anwendungsbereichs, der alle vermögensbezogenen
Ehewirkungen umfasst, schränkt die EuGüVO auch den Anwendungsbereich des Art. 14
EGBGB stark ein. Im zeitlichen Anwendungsbereich der Verordnung ist diese deutsche
Kollisionsnorm daher im Wesentlichen auf die persönlichen Ehewirkungen beschränkt, die
in der Gestaltungspraxis nur eine untergeordnete Rolle spielen. Der deutsche Gesetzgeber
hat dieser Entwicklung durch eine Neufassung von Art. 14 EGBGB durch Gesetz vom
17.12.2018 (BGBl. I 2573) Rechnung getragen, die in § 8 näher behandelt wird. Auch
diese Neufassung gilt, soweit es um die objektive Anknüpfung des Ehewirkungsstatuts
geht, allerdings nur für ab dem 29.1. 2019 geschlossene Ehen. In davor eingegangenen
Ehen gilt hingegen auch für die vermögensbezogenen allgemeinen Ehewirkungen auf-
grund der Wandelbarkeit der Anknüpfung die Neufassung des Art. 14 Abs. 2 EGBGB.

Im internationalen Ehescheidungsrecht war in § 11 die als Reaktion auf die EuGH-
Rechtsprechung in der Rechtssache Sahyouni durch Gesetz vom 21.12. 2018 (BGBl. I
101) verabschiedete Neuregelung zum autonomen IPR der Privatscheidung in Art. 17
Abs. 2 EGBGB zu berücksichtigen, die vor allem bei Scheidungen von Ehen aus dem isla-
mischen Rechtskreis sowie aus dem fernen Osten eine Rolle spielt.

Erheblichen Einfluss auf das IPR hat auch die Einführung der gleichgeschlechtlichen
Ehe in Deutschland durch Gesetz vom 20.7.2017 (BGBl. I 2787) gehabt. Der deutsche
Gesetzgeber hat hierauf durch weitere Änderungen von Art. 17b EGBGB mit Gesetzen
vom 17.12.2018 (BGBl. I 2573) und vom 19.2.2020 (BGBl. I 541) reagiert. Die Neue-
rungen werden in § 13 behandelt, der nunmehr einen eigenen Abschnitt zur gleichge-
schlechtlichen Ehe enthält. Zum Güterrecht der eingetragenen Lebenspartnerschaft war
ferner die seit dem 29.1.2019 geltende EU-Verordnung (EuPartVO) zu berücksichtigen,
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die in nach diesem Stichtag eingetragenen Lebenspartnerschaften das autonome Kollisions-
recht der Mitgliedstaaten verdrängt.

Eine wesentliche Änderung im Familienrecht hat schließlich durch Gesetz vom 19.3.
2020 (BGBl. I 504) die Regelung des internationalen Adoptionsrechts in Art. 22 Abs. 1
EGBGB erfahren. Mit der Reform hat sich der Gesetzgeber nicht nur vom Staatsangehö-
rigkeitsprinzip, sondern auch von der unterschiedlichen Anknüpfung der Adoption durch
Einzelpersonen, Ehegatten und eingetragene Lebenspartner verabschiedet. Die Neurege-
lung, die nur noch zwischen der nach der lex fori zu beurteilenden Inlandsadoption und
der dem Recht am ausländischen gewöhnlichen Aufenthalt des Anzunehmenden unterlie-
genden ausländischen Vertragsadoption unterscheidet, wird in § 14 näher dargestellt.

Die Anwendung der EuErbVO wurde seit der Vorauflage durch zahlreiche europäische
und nationale Gerichtsentscheidungen präzisiert. Die Rechtsprechung des EuGH zu eini-
gen zuvor strittigen Auslegungsfragen – insbesondere in den Rechtssachen Kubicka zur un-
mittelbaren Wirkung eines Vindikationslegats, Oberle zur notwendigen internationalen
Zuständigkeit für die Erteilung eines Erbscheins und Mahnkopf zur Qualifikation des
§ 1371 Abs. 1 BGB als erbrechtliche Norm – haben dabei erheblichen Einfluss auf die
rechtsberatende Praxis.

Im internationalen Gesellschaftsrecht war schließlich die Weiterentwicklung der EuGH-
Rechtsprechung zur Niederlassungsfreiheit bei grenzüberschreitenden Rechtsformwech-
seln in der Rechtssache Polbud zu berücksichtigen. Im Hinblick darauf wurde insbesondere
§ 18 um eine detaillierte Darstellung mit Mustern zu Wegzugs- und Zuzugsfällen mit Be-
zug zur deutschen GmbH erheblich erweitert. Ferner werden darin die praktischen Folgen
des BREXIT für bestehende und neu zu gründende Gesellschaften englischen Rechts dar-
gestellt.

Wir freuen uns, gut fünf Jahre nach Erscheinen der Vorauflage das IPR für die Notar-
und Gestaltungspraxis nun mit einem aktuellen Stand zum Juni 2021 darstellen zu können
und bedanken uns herzlich bei Allen, die zu dieser Neuauflage wieder beigetragen haben.

München, im August 2021 Rainer Hausmann
Felix Odersky

Vorwort
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3. Flüchtlinge ................. .... ... ... ............. .......................... 161

II. Rück- oder Weiterverweisung ........... .................................... 162
III. Rechtsspaltung ................. .... ... ... .................... ................... 163
IV. Ordre public ...... .......... ... .... ... ... ............. .......................... 163

D. Statutenwechsel ................ ... ... .... ... ... ....... ................................ 163
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II. Anknüpfungen nach Art. 8 Abs. 2–4 EGBGB .............. ............. 235

1. Allgemeines ................ .... ... ... ............. .......................... 235
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Bevollmächtigten (Art. 8 Abs. 2 EGBGB) ............... ............. 236
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III. Verbrauchervertrag (Art. 11 Abs. 4 Rom I-VO) ................. ......... 276

Inhaltsverzeichnis

XV



IV. Schuldrechtliche Immobilienverträge (Art. 11 Abs. 5 Rom I-VO) .... 277
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G. Einseitige Rechtsgeschäfte .............. ... ... ....... ................................ 279

I. Art. 11 Abs. 3 Rom I-VO (einseitige Rechtsgeschäfte) ................. 279
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5. Formgültigkeit der Rechtswahl ................................... ...... 373
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3. Schutz des inländischen Rechtsverkehrs .................. ............. 432
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1. LugÜ 2007 ................ .... ... ... ....... ................................ 550
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3. Änderung und Widerruf des Testaments ................. ............. 796
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V. Anknüpfung für Arbeitsverträge (Art. 8 Rom I-VO) .................... 878

D. Reichweite des Vertragsstatuts ............... .......................... ............. 879
I. Sachlicher Anwendungsbereich der Rom I-VO .......................... 879
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III. Ausgestaltung als Gesamtverweisung (Art. 4 Abs. 1 EGBGB) .......... 973
1. Verweisung der Gründungstheorie in „Zuzugsfällen“ aus

Mitgliedstaaten ................ ... ... ....................................... 973
2. Verweisung der Sitztheorie in „Wegzugsfällen“ ...... ................ 975
3. Tabelle – Auswirkung einer Verwaltungssitzverlegung nach

BGH ........ .......... ... ... .... ... ... ................. ...................... 977
IV. Auslegung der EuGH-Rechtsprechung als „versteckte“

Kollisionsnorm ................ .... ... ... .......... ............................. 978
1. Europarechtliche Sachnormverweisungs-Gründungstheorie ....... 979
2. Europarechtliche Gesamtverweisungs-Gründungstheorie .......... 981

V. Vergleich der methodischen Lösungsansätze ................. ............. 986
1. Auswirkungen bei „Zuzugsfall“ aus Sitztheorie-Mitgliedstaat ..... 986
2. Rechtfertigung einer „versteckten“ Kollisionsnorm aufgrund des

„effet utile“ ................ .... ... ... ....... ................................ 988
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